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Reform des § 261 StGB: Vermeintlich effektive
Abschöpfung statt Rechtsstaatlichkeit

Am 18. März 2021 ist das Gesetz zur Verbesserung der strafrechtlichen Bekämpfung der Geldwäsche in Kraft getre-
ten. § 261 StGB wurde neu gefasst, der Tatbestand durch die Kombination von All-Crime-Ansatz und Leichtfertig-
keitsstrafbarkeit entgrenzt und allein auf seine Eignung als effektives Mittel zur Abschöpfung nach § 76a Abs. 4
StGB ausgerichtet. Im Interesse der Effektivität wurden Verhältnismäßigkeit und Rechtsstaatlichkeit als hinderlicher
Ballast über Bord geworfen. Die negativen Effekte dieser Zweckentfremdung des Strafrechts liegen auf der Hand,
die positiven Folgen sind zumindest überschaubar. Zweifellos fest steht wohl nur, dass Mängel bei der Geldwäsche-
compliance in Zukunft für viele Unternehmen existenzbedrohend werden können.

Änderungen von § 261 und § 76a Abs. 4 StGB
Mit Wirkung zum 18. März 2021 wurde § 261 StGB neu
gefasst. Der Gesetzgeber ist mit dieser Reform ohne Not
weit über das zur Umsetzung der unionsrechtlichen Vor-
gaben Notwendige hinausgegangen. Die neue Strafvor-
schrift etabliert den sog. All-Crime-Ansatz, sodass nun-
mehr jeder Gegenstand, der aus irgendeiner Straftat her-
rührt, Tatobjekt des § 261 StGB sein kann. Damit ist der
mindestens leichtfertige Kontakt mit inkriminiertem Ver-
mögen strafbar und die Geldwäsche vollständig aus dem
Kontext von organisierter Kriminalität und Terrorismusfi-
nanzierung gelöst worden. § 261 StGB ist zum Allzweckin-
strument der Kriminalitätsbekämpfung geworden. Dieser
Ansatz folgt nicht dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit
und droht damit das Recht der Geldwäschebekämpfung
grundlegend zu delegitimieren. Strafbarkeit und Compli-
ancepflichten wurden stets damit gerechtfertigt, besonders
schwere Formen der Kriminalität zu bekämpfen. Dieses Ar-
gument ist nunmehr evident hinfällig: § 261 StGB gilt für
jede Art der Kriminalität, gleichgültig ob Ladendiebstahl
oder Drogen-, Waffen- oder Menschenhandel.

Vom dem, was man im allgemeinen Sprachgebrauch unter
Geldwäsche verstehen mag, hat sich das Recht der Geld-
wäschebekämpfung längst verabschiedet. Die Wortbeiträge
der Regierungsfraktionen im Deutschen Bundestag in den
Lesungen des Gesetzes zur Verbesserung der strafrechtli-
chen Bekämpfung der Geldwäsche zeugen jedoch davon,
dass die Entscheidungsträger im Bundestag dies nicht ver-
innerlicht haben: Sie konzentrieren sich in ihrer Rechtferti-
gung der extensiven Strafbarkeit auf Clankriminalität und
organisierte Finanzstraftaten, die nur noch einen winzigen
Bruchteil des Anwendungsbereichs des § 261 StGB darstel-
len. Gesetzgeber und Gesetz haben den Fokus verloren.
Zaghafte Versuche im ersten Referentenentwurf, die Ver-
hältnismäßigkeit auch nur ansatzweise durch den Wegfall
der Leichtfertigkeitsstrafbarkeit zu gewährleisten, wurden
im Keim erstickt: Bei Beschränkung der Strafbarkeit auf
Vorsatz drohten Beweisprobleme. Eine Argumentation, die

mit ihrer materiellen Vorsatzunterstellung rechtsstaatliche
Grundsätze desavouiert.

Dem Monitum einer ausufernden Strafbarkeit wurde mit
dem Hinweis begegnet, Angemessenheit könne über Ein-
stellungen des Strafverfahrens nach §§ 153ff. StPO erreicht
werden. Doch ein so pauschaler Einsatz dieses im nicht
justiziablen Ermessen der Staatsanwaltschaft liegenden
Instruments ist zur Wahrung der Verhältnismäßigkeit un-
tauglich und missachtet die Gewaltenteilung. Zudem ver-
kennt der Verweis auf §§ 153ff. StPO die Abschöpfungsfol-
gen, insbesondere mit Blick auf die Neufassung des § 76a
Abs. 4 StGB. Die als non conviction based confiscation be-
zeichnete Abschöpfung aus Anlass eines Strafverfahrens öff-
net den umfassenden Zugriff auf Vermögen unklarer Her-
kunft, ohne Zusammenhang mit dem Anlassverfahren. Die
Strafbarkeit wegen Geldwäsche dient als Vehikel zur Schaf-
fung eines Einziehungsanlasses; sie ist Mittel zum Zweck des
Vermögenszugriffs. Die Strafgesetzgebung orientiert sich in
§ 261 StGB damit allein am Grundsatz der Effektivität,
nicht an der Verhältnismäßigkeit.

Mit der Entgrenzung des Straftatbestandes drohen das Ri-
siko der Geldwäschestrafbarkeit und seine straf- und com-
pliancerechtlichen Folgen im allgemeinen Wirtschaftsver-
kehr allgegenwärtig zu werden. Die möglichen praktischen
Konsequenzen des All-Crime-Ansatzes werden hier bespiel-
haft an drei Bereichen aufgezeigt: Verdachtsmeldungen, Er-
mittlungsmaßnahmen sowie Strafbarkeits- und Abschöp-
fungsrisiken.

§ 43 Abs. 1 GwG: Annäherung an die illegale
Praxis
Die Ausweitung der Strafvorschrift in § 261 StGB müsste
angesichts der Akzessorietät des Geldwäschegesetzes zum
Strafrecht zwangsläufig auch die Ausweitung der Ver-
dachtsmeldepflicht nach § 43 Abs. 1 Nr. 1 GwG zur Folge
haben. Nach dieser Vorschrift haben gemäß § 2 Abs. 1
GwG Verpflichtete eine Meldung an die Zentralstelle für
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Finanztransaktionsuntersuchungen (FIU) zu erstatten,
wenn Tatsachen vorliegen, die darauf hindeuten, dass ein
mit einem Geschäft im Zusammenhang stehender Vermö-
gensgegenstand „aus einer strafbaren Handlung stammt,
die eine Vortat der Geldwäsche darstellen könnte“. Damit
führt der Wegfall des Vortatenkatalogs zu einer erheblichen
Ausweitung der Meldepflicht.

Dennoch waren die Verfasser des Regierungsentwurfs (BT-
Drs. 19/24180, S. 3) der Auffassung, die Auswirkungen für
die Praxis seien gering. Das klingt unplausibel, ist mit Blick
auf die derzeitige Praxis aber durchaus konsequent. Bereits in
der Begründung des Entwurfs des Gesetzes zur Optimierung
der Geldwäscheprävention (BT-Drs. 17/6804, S. 35) findet
sich die Feststellung, es sei nicht Aufgabe des Meldepflichti-
gen, „die rechtlichen Voraussetzungen einer Tat nach § 261
StGB zu prüfen, sondern einen Sachverhalt nach allgemeinen
Erfahrungenundseinemberuflichen Erfahrungswissenunter
dem Blickwinkel seiner Ungewöhnlichkeit und Auffälligkeit
im jeweiligen geschäftlichen Kontext“ zu würdigen. „Wenn
eine Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung aufgrund
dieser Erfahrungen naheliegt oder ein Sachverhalt darauf
schließen lässt, besteht demnach eine solche Meldepflicht.“
Es reiche aus, dass „objektiv Tatsachen vorliegen, die darauf
hindeuten, dass es sich bei Vermögenswerten um Erträge kri-
mineller Aktivitäten handelt oder die Vermögenswerte im
ZusammenhangmitTerrorismusfinanzierung stehen“.

Vor diesem Hintergrund haben die Aufsichtsbehörden
schon seit längerem den Standpunkt vertreten, der Ver-
pflichtete habe keine Ermittlungen zu betreiben oder recht-
liche Beurteilungen vorzunehmen, sondern jeden ihm ir-
gendwie als möglicherweise illegal verdächtigen Sachverhalt
zu melden (vgl. auch BT-Drs. 19/24180, S. 3).

Geht man von dieser Auffassung aus, so ändert der Wegfall
des Vortatenkatalogs tatsächlich nichts. Vielmehr haben die
Aufsichtsbehörden eine faktische Meldepflicht für jeden
Gegenstand „erfahrungsgemäß möglicherweise“ illegaler
Herkunft statuiert und damit nicht nur den melderechtli-
chen Geldwäschebegriff auf kaltem Weg von § 261 StGB ge-
löst, sondern auch die gesetzlich vorgesehene Subsumtion
durch eine intuitive Entscheidung ersetzt.

Soweit diese Rechtsfindung contra legem damit begründet
wird, es handle sich bei der Annahme einer weiten Melde-
pflicht um den Willen des Gesetzgebers, so liegt dem ein
grundsätzliches Missverständnis zugrunde. Die Ausführun-
gen in der Begründung des Gesetzesentwurfs geben mit-
nichten die Auffassung des Gesetzgebers wieder, sondern
die der Bundesregierung. Der Gesetzgeber bringt seine An-
sicht im Gesetz zum Ausdruck. Ferner verstößt es gegen
den Grundsatz der Rechtssicherheit, Rechtsfolgen an die
berufliche Erfahrung, das „Bauchgefühl“ oder die Intuition
eines Meldepflichtigen zu knüpfen.

Eine Meldepflicht ist daher bei korrekter Normanwendung
auch nach neuer Rechtslage nur dann gegeben, wenn auch
Tatsachen vorliegen, die den Schluss zulassen, dass ein mit
einem Geschäft in Verbindung stehender Gegenstand aus
einer rechtswidrigen Tat i.S.v. § 11 Abs. 1 Nr. 5 StGB her-
rührt. Diese Feststellung ist ohne eine strafrechtliche Wür-
digung nicht möglich. Die Anwendung von Rechtsnormen
erfordert Subsumtion, nicht Intuition. Daher ändert die
Neufassung des § 261 StGB zwar den Kreis der Vortaten,
erspart aber dem Verpflichteten nicht die rechtliche Beur-
teilung. Vage Vermutungen, wer einen hohen Bargeldbetrag
in seinem Schließfach verwahrt, habe möglicherweise eine
Steuerhinterziehung begangen, rechtfertigen eine Ver-
dachtsmeldepflicht also weder nach alter noch nach neuer
Rechtslage (a.A. OLG Frankfurt a.M. Beschl. v. 10.4.2018 –
2 Ss-Owi 1059/17).

Vermeintlicher Verzicht auf den doppelten
Anfangsverdacht
Auch auf Ermittlungsverfahren wegen des Verdachts der
Geldwäsche hatte die verbreitete Fehlinterpretation des
§ 43 Abs. 1 GwG und des zugrunde gelegten Verdachtsbe-
griffs ihre Auswirkungen und führte zu rechtwidrigen Er-
mittlungsmaßnahmen. So waren AG und LG Frankfurt/
Oder davon ausgegangen, bereits der Verdacht tatbestandli-
cher Handlungen i.S.v. § 261 StGB begründe den strafpro-
zessualen Anfangsverdacht und rechtfertige demgemäß die
Anordnung einer Wohnungsdurchsuchung. Darauf, ob
auch Verdachtsmomente hinsichtlich einer spezifischen
Geldwäschevortat vorliegen, komme es nicht an (LG Frank-
furt/Oder, Beschl. v. 17.11.2014 – 22 Qs 66/14; AG Frank-
furt/Oder, Beschl. v. 10.3.2014 – 4.2 Gs 453/13).

Das BVerfG (Beschl. v. 31.1.2020 – 2 BvR 2992/14, NJW
2020, 1351ff.) lehnte diese Auffassung ab. Ein Anfangsver-
dacht der Geldwäsche setze mehr als die Vermutung der ille-
galen Herkunft voraus, nämlich tatsächliche Anhaltspunkte
für eine Vortat. Es genüge daher nicht, wenn lediglich die
Umstände darauf hinweisen, dass der betreffende Vermö-
gensgegenstand aus irgendeiner Straftat herrührt. Zwar sei
der Vortatenkatalog des § 261 Abs. 1 StGB in den vergange-
nen Jahren stets erweitert worden, sodass mittlerweile weite
Bereiche strafbaren Handelns erfasst seien, gleichwohl sei
nach dem Willen des Gesetzgebers nach wie vor nicht jeder
inkriminierte Vermögensgegenstand geldwäschetauglich.
Der Gesetzgeber habe nicht auf den Vortatenkatalog verzich-
tet, sodass ein Anfangsverdacht nur vorliege, wenn die Tatsa-
chen auf eine spezifische Katalogstraftat hindeuten (doppel-
ter Anfangsverdacht) (vgl. BT-Drs. 19/24180, S. 37).

Der meldepflichtige Verdacht nach § 43 GwG dürfe nicht
dem strafprozessualen Anfangsverdacht gleichgesetzt wer-
den. Während die Verdachtsmeldepflicht dazu diene, auch
konkrete Anhaltspunkte für die Vortat hervorzubringen, sei
im Strafprozessrecht ein strengerer Maßstab anzulegen.
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Ermittlungsmaßnahmen dürften keinesfalls erst der Ver-
dachtsbegründung dienen. In einer späteren Entscheidung
(BVerfG, Beschl. v. 3.3.2021 – 2 BvR 1746/18) hat das Bun-
desverfassungsgericht diese Auffassung bestätigt und kon-
statiert: Die für die Meldepflicht nach § 43 GwG geltenden
Anforderungen dürfen nicht auf den strafprozessualen An-
fangsverdacht übertragen werden.

Nun hat der Gesetzgeber aber mit der Reform auf den Vor-
tatenkatalog in § 261 StGB verzichtet; damit könnte auch
der doppelte Anfangsverdacht infrage gestellt sein. Für die
Praxis hat dies insbesondere dann große Bedeutung, wenn
Vermögensgegenstände aufgefunden werden, deren Her-
kunft unklar ist und die daher keiner Straftat zugeordnet
werden können. In diesen Fällen vermuten die auffinden-
den Beamten regelmäßig – wohl oft auch nicht zu Un-
recht – eine illegale Herkunft, haben aber außer dem Miss-
verhältnis zwischen den sonstigen Vermögensverhältnissen
einer Person und dem aufgefundenen Vermögenswert keine
tatsächlichen Hinweise auf eine Inkriminierung. Insbeson-
dere von Seiten der Berufsverbände der Strafverfolgungs-
beamten ist darauf hingewiesen worden, dass gerade in
solchen Fällen das Strafverfahren wegen Geldwäsche durch-
geführt werden müsse, weil ansonsten eine effektive Be-
kämpfung organisierter Kriminalität durch Abschöpfung
nach § 76a Abs. 4 StGB unterbleibe.

Nach den Grundregeln des Strafprozessrechts ändert sich al-
lerdings an der Notwendigkeit des doppelten Anfangsver-
dachts auch durch den neuen § 261 StGB nichts. Zwar bedarf
es keines Anfangsverdachts mehr hinsichtlich einer spezifi-
schen Katalogtat, doch bleibt dasErfordernis desAnfangsver-
dachts einer konkreten Straftat. Denn die Anordnung einer
Ermittlungsmaßnahme wegen des Verdachts der Geldwäsche
erfordert Verdachtsmomente hinsichtlich aller Tatbestands-
merkmale des § 261 StGB, also sowohl hinsichtlich der Tat-
handlung als auch einer konkreten Vortat. Zur Begründung
des Anfangsverdachts der Geldwäsche reicht es demnach
auch nach neuer Rechtslage nicht aus, wenn allein die Vermö-
gensverhältnisse der Person, bei der Gegenstände unklarer
Herkunft gefunden worden sind, darauf hinweisen, dass sie
aus irgendeiner Straftat herrühren. Denn in diesem Fall rei-
chen die Indizien der illegalen Herkunft nicht über eine
vage – wenn auch nachvollziehbare Vermutung – hinaus.
Tatsächliche Anhaltspunkte für eine konkrete Straftat fehlen
regelmäßig, so dass kein Anfangsverdacht der Geldwäsche
besteht. Das macht deutlich, dass auch der Wegfall des Vorta-
tenkatalogs die Abschöpfung nur selten erleichternwird.

Mag also beim Auffinden auffälliger Vermögenswerte unge-
klärter Herkunft die Erfüllung des Tatbestandes des § 261
Abs. 1 oder 2 StGB tatsächlich nahe liegen, so rechtfertigt dies
auch dann nicht die Annahme des Anfangsverdachts, wenn
der Betroffene die legale Herkunft nicht substantiiert darle-
gen kann. Denn eine solche Interpretation des strafprozes-

sualen Verdachtsbegriffs wäre grundlegend fehlerhaft. Sollte
sich für einen Vermögensgegenstand kein Hinweis finden las-
sen, aus welcher Vortat er herrührt, so müsste eine Verurtei-
lung wegen Geldwäsche unterbleiben, selbst wenn das Ge-
richt ohne vernünftige Zweifel zu der Überzeugung gelangt,
dass eine legale Herkunft ausscheidet. Denn auch mit dem
Wegfall des Vortatenkatalogs sind Feststellungen zu einer
konkreten Vortat weder im Urteil noch bei der Begründung
vonErmittlungsmaßnahmen entbehrlich geworden.

Insbesondere Ermittlungsbeamte der Polizei- und Zollbe-
hörden könnten den Wegfall des Vortatenkatalogs dennoch
als Aufforderung zur exzessiven Abschöpfung nach § 76a
Abs. 4 StGB missverstehen. Hier besteht die Gefahr, dass
Strafverfahren wegen Geldwäsche ohne Aussicht auf die va-
lide Begründung eines Anfangsverdachts ausschließlich zu
dem Zweck eröffnet werden, nach § 76a Abs. 4 StGB abzu-
schöpfen. Zu dieser Vorgehensweise könnten Ermittlungsbe-
amte insbesondere durch eine missverständliche Äußerung
des BVerfG (Beschl. v. 3.3.2021 – 2 BvR 1746/18) veranlasst
werden, die unzureichend zwischen vager Vermutung der il-
legalen Herkunft und tatsächlichen Anhaltspunkten für eine
Vortat differenziert. Das Gericht hatte angedeutet, aus „viel-
fältigenMängeln und Auffälligkeiten“eines Darlehensvertra-
ges könne ein „Anfangsverdacht für dessen inhaltliche Un-
richtigkeit, für den Versuch einer Verschleierung der Her-
kunft des Geldes und damit für die konkrete Möglichkeit,
dass das Geld aus Straftaten stammen könnte“, hergeleitet
werden. Diese Schlussfolgerung mag praktisch effektiv sein,
ist aber strafprozessual unplausibel. Ein mangelhafter oder
anderweitig auffälliger Darlehensvertrag mag darauf hinwei-
sen, dass an dem Geschäft „etwas faul“ ist. Doch einen An-
fangsverdacht begründet das nicht. Hier müssen Tatsachen
benannt werden können, die auf den Grund der „Fäulnis“
(Inkriminierung) hinweisen.

Wenn aber bereits das BVerfG diese Differenzierung nicht
hinreichend beachtet, ist von den Strafverfolgungsbehörden
nicht mehr Sorgfalt zu erwarten. Sie werden sich in Zukunft
darauf berufen, dass auffällige Umstände, unter denen Ver-
mögenswerte aufgefunden werden, tatsächliche Anhalts-
punkte für die Vermutung bieten, die gefundenen Werte
stammten aus (irgendwelchen) Straftaten. Damit droht die
Ausweitung des Vortatenkatalogs zu einer faktisch weitge-
hend unbeschränkten Anwendung der selbstständigen er-
weiterten Einziehung zu führen. Die eine oder andere Äuße-
rungindenLesungendesReformgesetzes imDeutschenBun-
destag lässt den Eindruck entstehen, dass diese Konsequenz
politisch durchaus nicht unerwünscht wäre.

Obliegenheit zur Geldwäschecompliance als
„Lebensversicherung“ für Unternehmen
Im Gesetzgebungsverfahren wurde jedoch kaum beachtet,
dass der Wegfall des Vortatenkatalogs für viele Unterneh-
men eine existenziell wichtige Obliegenheit zur Geld-
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wäschecompliance schaffen könnte. Alle Unternehmen, die
Waren oder Rohstoffe beziehen, müssen sich in Zukunft
noch sorgfältiger durch effektive Geldwäschecompliance
davor schützen mit inkriminiertem Vermögen in Kontakt
zu geraten. Denn die Ausweitung des Vortatenkatalogs po-
tenziert das Strafbarkeits- und Abschöpfungsrisiko.

Besonders betroffen von dieser Änderung sind Unterneh-
men, die bislang keinen unmittelbaren Bezug zur Geldwä-
schecompliance hatten, weil sie nicht Verpflichtete nach dem
GwG waren. Das gilt vornehmlich für Güterhändler i.S.v. § 2
Abs. 1 Nr. 16 GwG, die keine Bargeschäfte betreiben. Sie blei-
ben zwar weiterhin von den Pflichten der §§ 4ff. GwG ver-
schont, gehen aber ohne effektive Maßnahmen zur Erken-
nung vonGeldwäscherisiken ein unkalkulierbares Risikoein.

Durch den nun umgesetzten All-Crime-Ansatz besteht eine
große Gefahr durch Lieferanten und sonstige Geschäftspart-
ner inkriminierten Vermögensgegenständen ausgesetzt zu
werden. Denn jeder Gegenstand, der in der Wertschöpfungs-
kette einmal unter Verletzung von (auch ausländischen)
Strafvorschriften hergestellt oder erlangt wurde, ist potenzi-
ell geeignet, das Unternehmensvermögen zu inkriminieren.
Zwar kann in der Lieferkette durch gutgläubigen Erwerb
auch eine „Reinigung“ von Vermögenswerten stattfinden,
aber darauf darf sich kein Unternehmer verlassen; zumal
auch Fahrlässigkeitsstraftaten die Inkriminierung auslösen
können, das leichtfertige Verkennen der Inkriminierung
strafbar ist und die Voraussetzungen der Dekontaminierung
inkriminierten Vermögens weitgehend ungeklärt sind.

Bringt also ein Pharmaunternehmen fahrlässig ein nach § 5
Abs. 1 AMG bedenkliches Arzneimittel in den Verkehr, so ist
nicht nur dieses Arzneimittel selbst taugliches Tatobjekt des
§ 261 StGB, sondern auch alle daraus erzielten Gewinne. Der
Abnehmer des Arzneimittels, dem bei Abnahme Leichtfer-
tigkeit hinsichtlich der Bedenklichkeit vorgeworfen werden
kann, macht sich nach § 261 Abs. 6 StGB strafbar. Das Phar-
maunternehmen infiziert durch die Verkaufserlöse potenzi-
ell sein Unternehmensvermögen. Das führt letztlich dazu,
dass nunmehr jeder Rückruf von Arznei-, Lebens-, Futter-
mitteln, Kosmetika oder Bedarfsgegenständen Anlass für ein
Strafverfahren wegen Geldwäsche sein kann.

Kauft ein Lebensmittelgroßhändler von einem Unterneh-
mer Fleisch, das unter Verstoß gegen § 17 TierSchG bei der
Haltung oder Schlachtung der Tiere erzeugt wurde, so ist
der objektive Tatbestand des § 261 Abs. 1 Nr. 3 StGB erfüllt.
Kennt der Käufer die Zustände bei Haltung oder Schlach-
tung oder verkennt sie grob fahrlässig, so begeht er eine
Geldwäsche. Gleiches gilt, wenn etwa ein fleischerzeugendes
Unternehmen unter strafrechtlich relevanten Verstößen ge-
gen Arbeitsschutzrecht produziert. Wer daher seine Liefer-
kette nicht genau überwacht und sorgfältig kontrolliert, geht
ein potenziell existenzbedrohendes Risiko ein.

Dies gilt insbesondere mit Blick auf § 261 Abs. 9 StGB. Da-
nach können auch Auslandshandlungen zur Inkriminie-
rung führen, wenn sie nach deutschem Recht strafrechtswi-
drige Taten darstellen und entweder nach dem Recht des
Tatorts strafbar sind oder eine unionsrechtliche Strafpflicht
i.S.v. § 261 Abs. 9 Nr. 2 StGB besteht. Kauft daher ein
deutscher Einzelhändler spanische Erdbeeren, die unter
Verstoß gegen dortiges Umweltstrafrecht hergestellt wur-
den, so erfüllt er den objektiven Tatbestand der Geldwä-
sche. Ein Textilgroßhändler, der im asiatischen Ausland
Kleidungsstücke unter Arbeitsbedingungen herstellen lässt,
die nach deutschem Recht als Menschenhandel anzusehen
wären und unter die Taten nach Artikel Art. 2 oder 3 RL
2011/36/EU zu fassen sind, kann sich ebenfalls wegen Geld-
wäsche strafbar machen. Das Sichverschaffen dieser Pro-
dukte reicht aus.

Die Aussicht, dass solche Strafverfahren großflächig nach
§ 153 StPO eingestellt werden, bedeutet für die Unterneh-
men nur eine geringe Entlastung. Denn nach der Recht-
sprechung des BGH (Beschl. v. 20.5.2015 – 1 StR 33/15,
NZWiSt 2015, 157) führt die Vermischung von inkrimi-
nierten Zuflüssen mit dem legal erlangten Bestand eines
Kontos zu einer Kontaminierung des gesamten Kontobe-
standes, soweit der Zufluss nicht wirtschaftlich unerheblich
ist. Das kann bedeuten, dass die Einnahmen aus dem Wei-
terverkauf der im Ausland hergestellten Kleidungsstücke,
die ein Surrogat dieser inkriminierten Gegenstände darstel-
len und damit ihrerseits geldwäschetauglich sind, auch das
legal erlangte Unternehmensvermögen infizieren könnten.

Zudem drohen abschöpfungsrechtliche Folgen. Alle Ge-
winne sind obligatorisch nach §§ 73ff. StGB einzuziehen.
Die Folgen solcher Abschöpfungsmaßnahmen zeigen sich
derzeit bereits im Lebensmittelstrafrecht, wo Erlöse aus ver-
kehrsunfähigen Lebensmitteln konsequent und ohne An-
rechnung von Aufwendungen eingezogen werden (vgl. LG
Stuttgart, Beschl. v. 5.8.2020 – 176 Js 42172/15, ZLR 2020,
808ff.). Auch hier hilft dem Unternehmen eine Einstellung
des Strafverfahrens nach §§ 153ff. StPO nichts. Sie hindert
die Einziehung nach § 76a Abs. 1 StGB nicht. Ebenso we-
nig steht der Einziehung entgegen, wenn die ein Unterneh-
men betreibende juristische Person nicht Täter nach dem
StGB sein kann. Denn § 73b Abs. 1 Nr. 1 StGB ermöglicht
weitreichende Einziehungen bei juristischen Personen, für
die der Täter gehandelt hat.

Autor: Prof. Dr. Jens Bülte ist Inhaber des Lehr-
stuhls für Strafrecht, Strafprozessrecht,
Wirtschafts- und Steuerstrafrecht an
der Universität Mannheim.
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